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BMJ: Neues Modell für die Europäische Integration im Zivilrecht
Das Bundeskabinett hat am 2. Februar 2011 den Regierungsentwurf zur Umsetzung des deutsch-französischen Wahlgüterstandes beschlossen. Der deutsch-französische Wahlgüterstand macht den ersten Schritt zu einer inhaltlichen Annäherung des deutschen und französischen Familienrechts. Deutsch-französische Ehepaare und Lebenspartner können damit ihre Vermögensverhältnisse regeln. In Zukunft dürfen sich Paare für einen neuen Wahlgüterstand entscheiden, der sich an dem deutschen Grundmodell orientiert, aber französische Besonderheiten berücksichtigt. Rechtliche Probleme, etwa beim gemeinsamen Erwerb eines Grundstücks in Deutschland, werden in Zukunft vermieden. Auch für gleichgeschlechtliche Lebenspartner steht der neue Wahlgüterstand offen. Im Steuerrecht wird sicher gestellt, dass der deutsch-französische Wahlgüterstand bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer genauso behandelt wird wie die deutsche Zugewinngemeinschaft. Die französische Justizministerin Michèle Alliot-Marie und Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger hatten am 4. Februar 2010 das Abkommen zum deutsch-französischen Wahlgüterstand anlässlich des deutsch-französischen Ministerrates in Paris unterzeichnet. Andere EU-Staaten können sich dem Abkommen anschließen.  (s.a. Newsletter Nr. 3-2010, BMJ-Pressemitteilung)
BVerfG: Rechtliche Anerkennung von Transsexuellen
Es ist verfassungswidrig, dass ein Transsexueller nur dann eine gleichgeschlechtliche Partnerschaft begründen kann, wenn er sich zuvor einem operativen Eingriff unterzogen hat und dauernd fortpflanzungsunfähig ist. Die Beschwerdeführerin, eine Mann-zu-Frau Transsexuelle, sah sich in ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht in seiner Ausprägung als Recht auf sexuelle Selbstbestimmung verletzt. Als empfundene Frau, die eine Frau zur Partnerin habe, wolle sie eine Lebenspartnerschaft begründen. Eine Eheschließung sei ihr nicht zumutbar, da sie dadurch rechtlich als Mann eingestuft würde. Eine geschlechtsanpassende Operation, die das Transsexuellengesetz (TSG) voraussetzt, sei aufgrund ihres Alters mit nicht abzuschätzenden gesundheitlichen Risiken verbunden.  (Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG, § 8, Abs. 1 Nr. 3 und 4 TSG)

Az 1 BvR3295/07, Beschluss vom 11.1.2011, BVerfG-Pressemitteilung vom 28.1.2011

BGH: Einspruchsfrist bei wiederholter Zustellung 

Wenn die Geschäftsstelle eines Gerichts veranlasst, das Versäumnisurteil noch mal zuzustellen, weil sie irrig davon ausgeht, die bereits erfolgte Zustellung sei wegen fehlender Belehrung über den Einspruch unwirksam, dann wird der Lauf der Einspruchsfrist, der durch die erste Zustellung bereits ausgelöst wurde, davon nicht berührt. Etwas anderes folgt auch nicht aus den europarechtlichen Vorgaben für eine Bestätigung des Versäumnisurteils als Europäischer Vollstreckungstitel. 

Den Rechtsanwalt, der sich wegen der wiederholten Zustellung beim Gericht nach dem Grund erkundigt und von der Geschäftsstelle die nicht näher erläuterte Auskunft erhält, die erste Zustellung sei unwirksam und könne als gegenstandslos betrachtet werden, trifft jedenfalls dann kein Verschulden, wenn die Auskunft nicht offensichtlich fehlerhaft ist. Eine Pflicht zu einer weiteren Nachfrage nach dem konkreten Grund der Unwirksamkeit trifft ihn nicht. 

Hat das erstinstanzliche Gericht den Einspruch als zulässig behandelt und in der Sache entschieden und wird die Versäumung der Einspruchsfrist erst vom Berufungsgericht aufgedeckt, so ist die Versäumung der Wiedereinsetzungsfrist nach § 234 Abs. 3 ZPO allein dem Gericht zuzurechnen und steht einer Wiedereinsetzung nicht entgegen (im Anschluss an Senatsbeschlüsse vom 20. Februar 2008 - XII ZB 179/07 - FamRZ 2008, 978 und vom 7. Juli 2004 - XII ZB 12/03 - FamRZ 2004, 1478). 
Az XII ZR 27/09, Urteil vom 15.12.2011

BGH: Krankheit ist kein ehebedingter Nachteil
Die Krankheit eines unterhaltsbedürftigen Ehegatten stellt regelmäßig keinen ehebedingten Nachteil dar. Hierunter sind vornehmlich Einbußen zu verstehen, die sich aus der Rollenverteilung in der Ehe ergeben, nicht dagegen solche, die aufgrund sonstiger persönlicher Umstände oder schicksalhafter Entwicklungen eingetreten sind (im Anschluss an Senatsurteil vom 30. Juni 2010 -XII ZR 9/09 -FamRZ 2010, 1414). 

Az XII ZR 157/08, Urteil vom 7.7.2010, s.a. Newsletter Nr. 9-2010 

OLG Oldenburg: Anwaltliche Vertretung und Wiederaufnahme einer Folgesache
Die anwaltliche Vertretung in einer ausgesetzten und wieder aufgenommenen Folgesache Versorgungsausgleich stellt auch dann keine neue Angelegenheit nach § 15 Abs. 5 Satz 2 RVG dar, wenn zwei Kalenderjahre seit dem Erlass des Scheidungsurteils und der Aussetzung der Entscheidung über den Versorgungsausgleich vergangen sind (Bestätigung von KG, Beschluss vom 28. Oktober 2010 - 19 WF 174/10).
Az 13 WF 166/10, Beschluss vom 13.1.2011
OLG Stuttgart: Folgesachenanträge im  Scheidungsverbundverfahren

Sollen im Scheidungsverbundverfahren Folgesachenanträge anhängig gemacht werden, so muss die Zwei-Wochen-Frist des § 137 Abs. 2 Satz 1 FamFG eingehalten werden können (im Anschluss an OLG Oldenburg, FamRZ 2010, 2015 m. Anm. Löhnig). Ist das durch das Familiengericht bei der Terminsladung nicht beachtet, ist einem hierauf gestützten Terminsverlegungsantrag stattzugeben.

Der Senat hat die Rechtsbeschwerde zugelassen.
Az 17 UF 304/10, Beschluss vom 11.1.2011
OLG Karlsruhe: Teilung und Kürzung des Versorgungsguthabens 

Die interne Teilung eines Anrechts nach § 10 VersAusglG erfolgt durch richterlichen Gestaltungsakt und muss deshalb Art und Höhe des für den Berechtigten zu übertragenden Versorgungsanrechts genau bezeichnen und dabei auch die für dieses Anrecht maßgebliche Versorgungsregelung nennen. Setzt sich das Versorgungsanrecht (z.B. bei der Daimler AG) aus verschiedenen Bausteinen zusammen, so ist die Aufteilung des Ausgleichswertes auf die verschiedenen Bausteine im Tenor der gerichtlichen Entscheidung auszusprechen. 

Dagegen braucht die Kürzung des Versorgungsguthabens der ausgleichspflichtigen Person im Tenor nicht gesondert ausgesprochen zu werden. Die Kürzung des Versorgungsguthabens und die Verteilung der Kürzung auf die einzelnen Bausteine ergeben sich bereits aus der Systematik der internen Teilung.
Az 2 UF 147/10, Beschluss vom 27.12.2010

OLG Oldenburg: Verfahrenskostenhilfeverfahren in der Beschwerdeinstanz

Angaben des Antragstellers im Verfahrenskostenhilfe- oder Prozesskostenhilfeverfahren zu seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen, die erst im Beschwerdeverfahren erfolgen, sind grundsätzlich auch dann zu berücksichtigen, wenn dem Antragsteller die Angaben auch schon in der Vorinstanz möglich gewesen wären.

Az 13 WF 158/10, Beschluss vom 21.12.2010

OVG Saarlouis: Übernahme von Prozesskosten für volljährige Kinder
Eltern haben in entsprechender Anwendung von § 1360 a Abs. 4 BGB auch ihren volljährigen Kindern einen Vorschuss für die Kosten eines Rechtsstreits in persönlichen Angelegenheiten zu gewähren, wenn die Kinder wegen der Fortdauer ihrer Ausbildung noch keine eigene Lebensstellung erreicht haben.

Die Belastung des Unterhaltsschuldners mit den Prozesskosten entspricht nicht der Billigkeit, wenn er selbst nicht hinreichend leistungsfähig ist. Hiervon ist auszugehen, wenn er nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen für ein ihn selbst betreffendes Gerichtsverfahren gleichen Streitwerts einen Anspruch auf Prozesskostenhilfe ohne Ratenzahlung hätte.

Ein Antragsteller, dem prinzipiell Prozesskostenhilfe zu bewilligen ist, hat keinen Anspruch darauf, dass ihm seine Mutter, die Rechtsanwältin ist, für das erstinstanzliche verwaltungsgerichtliche Anordnungsverfahren gemäß den §§ 166 VwGO, 121 Abs. 2 ZPO als Prozessbevollmächtigte beigeordnet wird, da er deren Hilfe auf der Grundlage der gemäß § 1618 a BGB bestehenden familiären Beistandsverpflichtung erhalten kann.

Az 2 D 333/10, Beschluss vom 20.12.2010

OLG Celle: Einstweiliges Anordnungsverfahren im Umgangsrecht
Entscheidungen im einstweiligen Anordnungsverfahren, die das Umgangsrecht betreffen, sind gemäß § 57 S. 1 FamFG nicht anfechtbar. Dies gilt auch für auf der Grundlage des § 1684 Abs. 3 S. 3 BGB in der seit dem 1. September 2009 geltenden neuen Fassung angeordnete Umgangspflegschaften. 

Eine Umgangspflegschaft gemäß § 1684 Abs. 3 S. 3 BGB n.F. dient der Durchsetzung des dem nicht betreuenden Elternteil zustehenden Umgangsrechts und sichert dieses organisatorisch ab. Sie stellt keinen Eingriff in die elterliche Sorge des betreuenden Elternteils dar, weil das Familiengericht insoweit lediglich die grundrechtlich geschützten Rechtspositionen der Eltern untereinander ausgleicht. 
Az 10 UF 253/10, Beschluss vom 16.12.2010
OLG Stuttgart: Beschwerdeverfahren im Versorgungsausleich
Wenn nur ein Versorgungsträger im Versorgungsausgleichsverfahren gegen die Entscheidung zu dem Versorgungsverhältnis, das mit ihm besteht, Beschwerde einlegt, 

sind die anderen Versorgungsträger im Beschwerdeverfahren nicht beteiligt. Die im Verhältnis zu ihnen getroffenen Teil-Entscheidungen erwachsen in Teil-Rechtskraft. Deshalb gebietet es die Amtsermittlungspflicht des Beschwerdegerichts nicht, diese von Amts wegen zu korrigieren. 
Az 15 UF 238/100, Beschluss vom 13.12.2010
BGH-Richter Thomas Wagenitz im Ruhestand
Der Richter am Bundesgerichtshof Thomas Wagenitz ist mit Ablauf des 31.12.2010 nach Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand getreten. Wagenitz gehörte seit seiner Ernennung zum BGH-Richter im Jahr 1999 dem Zwölften Zivilsenat an. Auf dem Gebiet des Familienrechts hat er nach Angaben des BGH „eine Vielzahl von grundsätzlichen und Richtung weisenden Entscheidungen vorbereitet“ und an anderen wichtigen Entscheidungen mitgewirkt. Die Rechtsprechung zum Ehevertragsrecht, zur vermögensrechtlichen Auseinandersetzung zwischen Ehegatten und zum Unterhaltsrecht hat er maßgeblich mit geprägt. Sein besonderes Augenmerk galt ferner dem Rechtsinstitut des Versorgungsausgleichs. Auch wichtige Entscheidungen zum Ehe- und Kindesnamensrecht stammen aus seiner Feder. (BGH-Pressemitteilung)
Zeitschrift Forum Familienrecht
Heft 2 erscheint im Februar mit einem Editorial von RA Klaus Weil, Berlin: „Die Anpassung im Versorgungsausgleich – eine gerechte Sache?“. Ein Interview mit VRiOLG Gerold Möller, Vizepräsident des Hanseatischen Oberlandesgerichts. Außerdem zwei Aufsätze, von Harald Vogel, Richter am Amtsgericht als weiterer aufsichtführender Richter, Berlin: „(Offene) Rechtsfragen zum FamFG im Rahmen des Art. 1 FGG-RG“ und von Dr. Gabriele Müller, Rechtsanwältin, Referatsleiterin für Erb- und Familienrecht am DNotI, Würzburg: „Adoption in der gleichgeschlechtlichen Partnerschaft – de lege lata et de lege ferenda“ (überarbeitete Fassung ihres Vortrags bei der Herbsttagung der Familienanwälte in Hannover). 
Termine
Highlights 2011: 

Für Kurzentschlossene: Jubiläumsveranstaltung – Zum 10. Mal WinterIntensiv in Warth am Arlberg, vom 26. Februar bis 5. März 2011, Wellnesshotel Warther Hof. Entspannt tagen im schneesicheren Skigebiet. Themen u.a.: Aktuelle Rechtsprechung des BGH in Familiensachen, Beatrix Weber-Monecke, RiBGH; Bedeutende Entscheidungen des BGH im Erbrecht, Roland Wendt, RiBGH; Bewertungen im Erbschaftsteuerrecht sowie aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, Herrmann-Ulrich Viskorf, Vizepräsident des Bundesfinanzhofs; Familien- und Erbrecht im Lichte der Verfassung, Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG a.D.; Inhalts- und Ausübungskontrolle familienrechtlicher Vereinbarungen und erbrechtlicher Gestaltungen, Dr. Jörg Mayer, Notar, Simbach. 

Moderatoren: Wolfgang Schwackenberg, Rechtsanwalt und Notar, Oldenburg und Svend Gunnar Kirmes, Rechtsanwalt, MdL, Grimma. Programm und Anmeldung.

 
Weimar, 12. Februar 2011: Der neue Versorgungsausgleich – Wirklich alles soviel einfacher? Referenten: Klaus Weil und Arndt Voucko-Glockner. Information und Anmeldung
 

Rottenburg am Neckar, 25. Februar 2011: Vermögensübertragung in der Familie und Steuerrecht. Information und Anmeldung
Rottenburg am Neckar, 26. Februar 2011: Familienrechtliche Vereinbarungen zur Vermögensauseinandersetzung, Unterhalt und Versorgungsausgleich. Information und Anmeldung                   

 

Oldenburg, 18. März 2011: Update FamFG mit Dieter Büte, OLG Celle, Information und Anmeldung
Kloster Weltenburg in Kelheim vom 6 bis 7. Mai 2011

Vermögensübertragungen in der Familie sowie Vermögensauseinandersetzung bei Trennung und Scheidung – Steuertipps, Steuerfallen – Diese Themen werden in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt.  Programm und Anmeldung.
16. Studienreise nach Griechenland zum Thema „Freude im/am Beruf“ vom 8.6. bis 15.6.2011. Es geht wieder nach Isthmia, Peloponnes, Hotel Kalamaki Beach, etwa 12 km von Korinth entfernt. Neben dem Hauptthema werden wie immer Vorträge zum aktuellen Familienrecht angeboten.
Alle Informationen und die Anmeldeunterlagen finden Sie hier oder als Word- und pdf-Version.

Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht wird am 2.3.2011 in Stade fortgesetzt. Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 
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